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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Richtlinie des Rates (EWG) betreffend die Verschmutzung der 
Meeres- und Süßgewässer für Badezwecke 
(Quaiitätsanforderungen) 

— Drucksache 7/3272 — 


A. Problem 

Der Schutz der Umwelt und der Volksgesundheit erfordert die 
Verbesserung der Qualität der Badegewässer. 


B. Lösung 

Festlegung einheitlicher Grenzwerte für behördlich zugelas- 
sene oder geduldete Badegebiete am Meer und an Binnenge- 
wässern, die Badegewässer sollen diesen Werten binnen acht 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Richtlinie entsprechen. 


C. Alternativen 

Insbesondere die Einschränkung des Geltungsbereichs der Richt- 
linie auf Badegewässer, die für die Bevölkerung und den Frem- 
denverkehr von besonderer Bedeutung sind, sowie die Ein- 
schränkung des Untersuchungsaufwandes. 


D. Kosten 

Bei einem Entsprechen der — deutschen — Alternativ-Vor- 
schläge dürften die Kosten der Untersuchung der Badegewäs- 
ser nur unwesentlich über den bereits jetzt aufgewendeten Un- 
tersuciungskosten liegen. 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, GoethestraBe 56. Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/4070 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Biechele und Wittmann (Straubing) 


Der Vorschlag der Kommission der Europäisdien 
Gemeinschaften wurde von der Bundesregierung 
mit Datum vom 24. Februar 1975 dem Deutsdien 
Bundestag zur Unterrichtung zugeleitet und dem In- 
nenausschuß in der 153. Sitzung am 28. Februar 1975 
federführend und dem Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratung in der Sit- 
zung am 18. September 1975 abgeschlossen. Der Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit hat den 
Vorschlag der Kommission in seiner Sitzung am 
18. Juni 1975 zur Kenntnis genommen. 

Die Kommission verfolgt mit dem Vorschlag zwei 
Ziele, und zwar die Erhaltung und Verbesserung 
der Volksgesundheit, hier insbesondere der in Ober- 
flächengewässern Badenden, sowie die Verbesse- 
rung der Qualität von Badegewässern. Die Mitglied- 
staaten sollen verpflichtet werden, behördlich zu- 
gelassene oder geduldete Badegebiete am Meer 
und an Binnengewässern in besonderem Maße zu 
überwachen. Dabei werden diesen beiden Wasser- 
arten entsprechende unterschiedliche Anforderungen, 
deren mikrobiologische, chemisch-physikalische 
Merkmale in den Anlagen 1 und 2 des Richtlinien- 
vorschlages in zwingende Werte bzw. Richtwerte 
unterteilt sind, zugrunde gelegt; Wasser für thera- 
peutische Zwecke sowie Wasser für Schwimmbecken 
sollen nicht erfaßt werden. Durch die zu treffenden 
Maßnahmen soll die Qualität der Badegewässer 
binnen acht Jahren nach Inkrafttreten der Richtlinie 
diesen Werten entsprechen. 

Der Innenausschuß begrüßt die Initiative der 
Kommission, einheitliche Qualitätsanforderungen 
an Badegewässer festzulegen. Gleichwohl hält der 
Ausschuß eine Reihe von Änderungen an dem Richt- 
linienvorschlag für erforderlich. In erster Linie sollte 


angestrebt werden, daß der Anwendungsbereich 
der Richtlinie auf solche Badegewässer eingeschränkt 
wird, die zum Baden von den zuständigen Behörden 
ausgewiesen sind; die Richtlinie sollte nicht auch 
solche Badegewässer, in denen das Baden lediglich 
geduldet wird, erfassen. Andernfalls würde es er- 
forderlich sein, insbesondere an den Binnengewäs- 
sern zahllose Verbotsschilder anzubringen, da in der 
Bundesrepublik Deutschland das Baden zum Ge- 
meingebrauch an Gewässern gehört und die gefor- 
derten Qualitätsmerkmale für sämtliche Gewässer 
mit vertretbaren Mitteln nicht erreicht werden kön- 
nen. Abgesehen davon, daß wegen einer Reihe 
von Bestimmungen erhebliche Bedenken aus Grün- 
den der volkswirtschaftlichen Auswirkungen und 
der Praktikabilität (z. B. hinsichtlich Umfang und 
Häufigkeit der Untersuchungen, Sanierungsfrist) be- 
stehen, sollten insbesondere folgende Punkte im ein- 
zelnen geprüft werden: 

— Möglichkeiten für eine stärkere Unterscheidung 
zwischen Meerwasser und Binnengewässern, 

— Bekanntgabe der Meßergebnisse an die Ver- 
braucher, 

— Auswirkung der Richtlinie auf grenzüberschrei- 
tende Gewässer, 

— Parameter und Untersuchungsverfahren der An- 
lagen 1 und 2. 

Geprüft werden sollte außerdem, ob die Richtlinie 
auf Anforderungen im Interesse der Badehygiene 
beschränkt werden sowie auf das im Richtlinienvor- 
schlag vorgesehene Sanierungsgebot verzichtet wer- 
den sollte. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlages der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache 7/3272 — 
verwiesen. 


Bonn, den 24. September 1975 


Biediele Wittmann (Straubing) 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4070 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7^/3272 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weiteren Verhandlungen auf eine 
den deutschen Vorstellungen entsprechende Fassung hinzuwirken. 

Bonn, den 24. September 1975 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Biechele Wittmann (Straubing) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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